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ist ureigenstes Anliegen der Ärzteschaft
und ihrer Berufsorganisation selbst.
• Die Berufsordnung hat die Pflicht
zur Fortbildung in ihrem Regelwerk fest
verankert.
• Die von wissenschaftlichen Fachge-
sellschaften, von den Krankenhäusern,
den Kassenärztlichen Vereinigungen und
nicht zuletzt von den Landesärztekam-
mern angebotenen breiten Spektren von
Fortbildungsthemen sichern eine ange-
messene Fort- und Weiterbildung.
• Fortbildung beruht auf dem Prinzip
der Freiwilligkeit, insofern erscheint es
auch verfassungsrechtlich unzulässig, im
Hinblick auf Artikel 12 Grundgesetz
nicht fortbildungswilligen Ärzten das
Recht auf Tätigkeit zu entziehen.

Das Problem in dieser schwierigen und
kontroversen Angelegenheit ist nun, dass

zwar einerseits keine Studie belegen kann,
dass es Beziehungen zwischen ärztlichen
Fehlern und mangelhaftem Fortbildungs-
willen gäbe, andererseits aber auch nicht
ausreichend und politisch wirksam belegt
werden könnte, wie umfangreich ärztliche
Fortbildung denn überhaupt stattfindet.
Diesem Mangel zu begegnen, hat die
Bundesärztekammer, haben Landesärzte-
kammern vor einigen Jahren Fortbildungs-
zertifikate eingeführt und der 102. Deut-
sche Ärztetag in Cottbus beschlossen,
von den seit Jahren laufenden Modell-
versuchen nun zu einer relativ bundes-
einheitlichen Regelung des Zertifikates
zu kommen; was auch geschehen ist.
Die Sächsische Landesärztekammer führ-
te dieses Fortbildungsdiplom (seit 2002
„Fortbildungszertifikat“ im Sinne der
bundesrepublikanischen Einheitlichkeit)
seit 1999 durch. Von etwa 11.000 berufs-

tätigen Ärzten Sachsens beteiligen sich
derzeit etwa 2000 an dieser Art der Fort-
bildungsaktivität und über 500 Diplome,
nunmehr Zertifikate wurden ausgereicht.
Wir nehmen im Rahmen des „Ärzteblatt
Sachsen“ nochmals zu diesem Themenbe-
reich Stellung, weil wir alle sächsischen
Ärzte von der Problematik in Kenntnis
setzen wollen und so viele wie möglich
animieren wollen, sich an unserem frei-
willigen Fortbildungszertifikat zu betei-
ligen. Je mehr Ärzte dies tun und wenn
damit gesichert werden kann, dass sich
ein großer Teil unserer Kollegen nach-
weislich fortbildet, um so wirkungsvoller
ist unsere berufspolitische Argumentations-
basis.

Prof. Dr. med. habil. Otto Bach
Vorsitzender der Sächsischen Akademie

für ärztliche Fort- und Weiterbildung

Am 01.08.2001 ist durch die Verordnung
für die Umsetzung von EURATOM-Richt-
linien zum Strahlenschutz vom 20. Juli
2001 (veröffentlicht im Bundesgesetzblatt,
Teil 1, S. 1714 f.) die Verordnung über
den Schutz vor Schäden durch ionisie-
rende Strahlen (Strahlenschutzverordnung)
in Kraft getreten. Bekanntermaßen be-
darf es bei der Anwendung von radioak-
tiven Stoffen oder ionisierenden Strahlen
einer Fachkunde, deren Inhalte in einer
Richtlinie festgelegt sind. Mit der Ein-
führung der neuen Strahlenschutzverord-
nung sieht § 30 Abs. 2 Satz 1 und 2 vor,
dass die Fachkunde im Strahlenschutz
mindestens alle fünf Jahre durch
erfolgreiche Teilnahme an einem von
der zuständigen Stelle anerkannten
Kurs oder anderen von der zuständi-
gen Stelle als geeignet anerkannten
Fortbildungsmaßnahmen aktualisiert
werden müssen. Der Nachweis über die
durchgeführte Fortbildung ist der zustän-

digen Stelle auf Anforderung vorzulegen.
Die Folge ist, wenn der Nachweis über
Fortbildungsmaßnahmen nicht oder nicht
vollständig der zuständigen Stelle vorge-
legt wird, dass diese die Fachkunde ent-
ziehen oder die Fortgeltung mit Aufla-
gen versehen kann. Darüber hinaus kann
die zuständige Behörde, sofern begrün-
dete Zweifel an der erforderlichen Fach-
kunde bestehen, die Überprüfung der Fach-
kunde veranlassen. Zuständige Stelle für
die Erteilung der Fachkunde ist die
Sächsische Landesärztekammer.

Infolge dieser Regelung und der derzeit
erlassenen Übergangsvorschriften (§ 117
Abs. 11 Satz 3 Strahlenschutzverordnung)
ergibt sich Folgendes:
• Ärzte, deren Erteilung des Fachkun-
denachweises Strahlenschutz vor dem
01.01.1976 erfolgte, müssen unter Vor-
lage eines entsprechenden Nachweises
diesen bis 01. 08. 2003 aktualisieren.

• Ärzte, deren Fachkundenachweis
nach dem 01. 01. 1976, jedoch vor dem
31. 12. 1989 erteilt worden ist, müssen die-
sen bis zum 01. 08. 2004 aktualisieren.
• Ärzte, deren Fachkundenachweis in der
Zeit vom 01. 01. 1990 bis zum 31. 07. 2001
erteilt worden ist, müssen diesen bis zum
Stichtag 01. 08. 2006 aktualisieren.
• Ärzte, die ihren Fachkundenachweis
ab dem 01. 08. 2001 erhalten haben, müs-
sen diesen mit einer Zeitdauer von fünf
Jahren aktualisieren. Daraus ergibt sich
zum Beispiel, dass ein Arzt, dessen Fach-
kundenachweis am 01. 09. 2001 erteilt
worden ist, diesen bis zum 31. 08. 2006
aktualisieren muss.
Für Rückfragen steht Frau Dipl.-Med.
Birgit Gäbler, Ärztin in der Geschäfts-
führung Weiterbildung/Prüfungswesen,
Tel.-Nr. (0351) 8267 313 zur Verfügung.

Ass. Iris Glowik
Juristische Geschäftsführerin

Fachkunde nach
Strahlenschutzverordnung Neue Regelungen




